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Zeichen 61 26 01 - Ro 24 (Ihr Schreiben vom 18.04.2017)  

Bebauungsplan Ro 24 in der Ortschaft Roisdorf 
Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
nachfolgend finden Sie unsere Stellungnahme zu der oben angeführten städtebauli-
chen Planung. 
Mit freundlichen Grüßen 

 
             (Dr. Michael Pacyna) 
  

 

Stellungnahme: 

Die Planung zur Gewerbegebietserweiterung entspricht den Vorgaben des Regional-
plans und des Bornheimer Flächennutzungsplans. Der Landschaftsplan Nr. 2 Bornheim 
umfasst nicht das Gebiet des 1,47 ha großen Bebauungsplans Ro 24. 

 

Weitere Informationen zu unse-

ren Aktivitäten finden Sie unter 

www.lsv-vorgebirge.de 



Seite 2 zum Schreiben vom 24.05.2017 

 

Bei Umsetzung der Planung werden der Landwirtschaft 1,47 ha Nutzfläche entzogen. 

Der Bereich hat keine Bedeutung für die Naherholung. 

Die „Artenschutzprüfung (Stufe I)“ des „Kölner Büros für Faunistik“ vom 02.11.2016 
kam zum Ergebnis, dass der Bereich des Bebauungsplans Ro 24 zwar ein potentielles 

Nahrungshabitat für 12 planungsrelevante Vogelarten und die Zwergfledermaus dar-
stellt, aber „nur geringe Teilflächen der für lokale Vorkommen verfügbaren Nahrungs-
habitate“ bei ausreichenden Ausweichmöglichkeiten betroffen seien. Als Brutplatz für 
planungsrelevante Vogelarten sei das Plangebiet aufgrund seiner Ausstattung und Stö-
rungsbelastung ebenso wenig geeignet wie als Quartierbereich für Fledermaus-Arten. 
Die zur Vermeidung von Verbotstatbeständen erforderlichen Maßnahmen, wie die zeit-
liche Beschränkung der Baufeld-Freimachung auf den Zeitraum von Oktober bis Feb-
ruar sind – wie in der „Darlegung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung“ zum 
Bebauungsplan Ro 24 dargelegt (S. 5) – einzuhalten und zu überwachen (Artenschutz-
prüfung S. 29 f.). 

 

Der LSV bringt folgende Anregungen zur vorliegenden Planung ein: 
 

1. Landschaftspflegerischer Fachbeitrag: 

Dieser liegt zur Zeit noch nicht vor, ist aber zwingend zu erstellen, um den Eingriff in 
den Freiraum bewerten und den erforderlichen Ausgleich berechnen zu können. 

 

2.  Vollausgleich für den Eingriff in Natur und Landschaft: 

Der Eingriff sollte im vollen Umfang möglichst im benachbarten Freiraum mit dem Ziel 
ausgeglichen werden, dort die Lebensbedingungen für die im Plangebiet potentiell vor-
kommenden Tierarten hinsichtlich der Brutmöglichkeiten und des Quartierangebots im 
Umfeld der geplanten Gewerbegebietserweiterung zu verbessern. 
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Bebauungsplan Ro 24 in der Ortschaft Roisdorf 
Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB 

Sehr geehrte Frau Smuda,  
sehr geehrte Damen und Herren,  

wie folgt  wird zu dem unter  Betreff  genannten Baulei tplanverfahren Stel lung 
genommen: 

Umwelt und Naturschutz 

Abfallwirtschaft: 
Das Plangebiet  l iegt  in der  Wasserschutzzone III  B des Wasserschutzgebietes 
Wessel ing-Urfeld.  Der Einbau von Recyclingbaustoffen in den Bereichen dieser  
Wasserschutzzone ist  -  nach vorhergehender Wasserrechtl icher Erlaubnis -  nur 
unter  versiegelten Flächen zulässig.  

Im Rahmen der Baureifmachung der  Grundstücke anfal lendes bauschutthal t iges 
oder organoleptisch auffäl l iges Bodenmaterial  (z .  B.  aus Bodenauffül lungen) is t  
ordnungsgemäß zu entsorgen.  

Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr 
dem Rhein-Sieg-Kreis ,  Amt für  Umwelt-  und Naturschutz -  Sachgebiet  
„Gewerbliche Abfal lwirtschaft"  -  anzuzeigen. Dazu ist  die Entsorgungsanlage 
anzugeben oder die Wasserrechtl iche Erlaubnis (Anzeige) der  Einbaustei le  
vorzulegen.  

Behindertenparkplätze Dienstgebäude: Mühlenstraße 51 Konten der Kreiskasse 
Kreissparkasse Köln IBAN: DE94 3705 0299 0001 0077 15 

SWIFT-BIC: COKSDE33 
Postbank Köln IBAN: DE66 3701 0050 0003 8185 00 

SWIFT-BIC: PBNKDEFF 
Umsatzsteuer-Ident-Nr.: DE123 102 775 | Steuer-Nr.: 220/5769/0451 Parkhaus P 10 Kreishaus Internet: http://www.rhein-sieg-kreis.de 



Immissionsschutz: 
Es wird angeregt ,  die Zulässigkeit  von Anlagen der  Abstandsklassen I-IV gemäß 
Abstandserlass 2007 NRW auszuschließen,  da diese vom Störgrad her  
ausschließlich in Industr iegebieten zulässig s ind.  Die Zulässigkeit  von Anlagen 
der  Abstandsklassen V-VII sol l ten gutachterl ich untersucht  werden.  

Gewässerschutz: 
Die anfal lenden Schmutzwässer  sind der  öffentl ichen Kanalisat ion zuzulei ten.  

Gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz in Verbindung mit  §  44 Landeswassergesetz 
soll  anfal lendes Niederschlagswasser  auf erstmals zu bebauenden Grundstücken 
ortsnah versickert ,  verr iesel t  oder direkt  oder über eine Kanalisat ion ohne 
Vermischung mit  Schmutzwasser  in ein Gewässer  eingelei tet  werden,  sofern dies 
ohne Beeinträchtigung des Wohls der  Allgemeinheit  möglich is t  und soweit  weder 
wasserrechtl iche noch sonst ige öffentl ich rechtl iche Vorschrif ten noch 
wasserwirtschaft l iche Belange entgegenstehen.  

Der Nachweis der  Gemeinwohlverträglichkeit  is t  von der  Gemeinde zu führen und 
im weiteren Baulei tplanungsverfahren vorzulegen bzw. vor Beschluss der  
Baulei tplanung durch den Rat  mit  dem Rhein-Sieg-Kreis ,  Amt für  Umwelt-  und 
Naturschutz abzust immen. 

Für Versickerungsanlagen bzw. für  Einlei tungen in Oberflächengewässer  s ind 
wasserrechtl iche Erlaubnisse beim Rhein-Sieg-Kreis ,  Amt für  Umwelt-  und 
Naturschutz zu beantragen.  

Private Versickerungsanlagen sind unter  best immten Voraussetzungen 
erlaubnisfrei .  

Gegen eine Einlei tung des belasteten und unbelasteten Niederschlagswassers 
über das bestehende Regenwasserkanalnetz (einschließlich Regenklär-  und 
Regenrückhaltebecken des Gewerbeparks Bornheim-Süd) der  Stadt  Bornheim in 
den Bonner Randkanal  bestehen keine Bedenken,  wenn nachgewiesen wird,  dass 
erstens die technischen,  baulichen und rechtl ichen Voraussetzungen vorl iegen 
und zweitens die schadlose Vorflut  des Bonner Randkanals  gewährleistet  is t .  

Die bestehende wasserrechtl iche Genehmigung für  das Regenklär-und 
Regenrückhaltebecken und die wasserrechtl iche Erlaubnis für  die Einlei tung in 
den Bonner Randkanal  s ind anzupassen und mit  dem Rhein-Sieg-Kreis ,  Amt für  
Umwelt-  und Naturschutz abzust immen. 

Bodenschutz: 
Im Rahmen der naturschutzrechtl ichen Eingriffsregelung is t  gem. § la  Abs.  2 
und 3 BauGB auch der  Belang Boden in der  planerischen Abwägung angemessen 
zu berücksichtigen.  

Die Beeinträchtigung der  Bodenfunktionen is t  unter  Berücksichtigung von 
Vermeidungs-,  Minderungs- und Minimierungsmaßnahmen quanti tat iv zu 
erfassen und mit  den Ausgleichsmaßnahmen zu bi lanzieren.  Für den 
unvermeidbaren Wegfall  von schutzwürdigen Bodenfunktionen sind vorzugsweise 
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bodenbezogene Kompensationsmaßnahmen vorzusehen.  Für Ausgleichs-  und 
Ersatzmaßnahmen sind für  die landwirtschaft l iche Nutzung besonders geeignete 
Böden nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen (§ la  Abs.  3  BauGB 
i.  V.  m. §  15 Abs.  3  BNatSchG).  

Zur Bilanzierung wird das „Verfahren zur quantif izierenden Bewertung und 
Bilanzierung von Eingriffen in Böden /  Standorte" des Planungsbüros Ginster  und 
Steinheuer,  fortentwickelt  von Diplom-Geograph Hans-Gerd Steinheuer,  Stand 
November 2015 empfohlen.  

Es besteht  die Möglichkeit  diese Unterlagen im Internet  unter  

ht tp: / /www, rhein-sieq-
kreis .de/cmsl00/buerqerservice/aemter/amt66/art ikel /08946/ 

einzusehen.  

Die Untere Bodenschutzbehörde steht  für  eine fachliche Beratung gerne zur 
Verfügung.  

Grundwassermessstelle: 
Im südwestl ichen Randbereich des Plangebietes befindet  s ich die 
Grundwassermessstel le  Nr.  7224-024,  die in der  als  Anhang beigefügten Karte 
dargestel l t  is t .  

Bei  der  Aufstel lung des Bebauungsplanes is t  darauf zu achten,  dass diese 
Messstel le  nicht  beeinträchtigt  oder,  fal ls  s ie  nicht  mehr genutzt  werden soll ,  
ordnungsgemäß zurückgebaut  wird.  Mit  dem Eigentümer der  Grundwasser
messstel le  is t  rechtzei t ig Kontakt  aufzunehmen,  um eine ausreichende Sicherung 
bzw. einen adäquaten Ersatz abzusprechen und vorzunehmen.  

Soll te  ein Rückbau der  Grundwassermessstel le  erforderl ich sein,  so ist  der  
Rückbau entsprechend dem DVGW-Arbeitsblat t  W 135 durchzuführen und ggfs.  
eine Ersatzmessstel le  zu err ichten.  

Mit  der  Durchführung der  Arbeiten is t  ein nach DVGW Arbeitsblat t  W 120 
zert if iziertes Brunnenbau- und Bohrunternehmen zu beauftragen.  

Es is t  darauf zu achten,  dass bestehende Grundwassermessstel len nicht  
beeinträchtigt  werden.  Im Falle einer  Beeinträchtigung is t  der  jeweil ige Betreiber  
zu betei l igen.  

Erneuerbare Energien: 
Es wird angeregt ,  bei  der  Aufstel lung des Bebauungsplans auch die 
Energieeff izienz möglicher Baumaßnahmen zu berücksichtigen und den Einsatz 
erneuerbarer  Energien zur dezentralen Erzeugung von Wärme und Strom im 
Baugebiet  zu prüfen.  

Landschafts-, Natur- und Artenschutz: 
Gegen die beabsichtigte Aufstel lung des Bebauungsplanes bestehen keine 
Bedenken,  wenn die in Kapitel  6 .1 der  artenschutzrechtl ichen Vorprüfung 
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aufgeführten Artenschutzmaßnahmen (VI und V2) im Baulei tplanverfahren 
berücksichtigt  werden und als  Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen 
werden.  
Zu den sonst igen Belangen des Natur-  und Landschaftsschutzes kann erst  nach 
Vorlage des landschaftspflegerischen Fachbeitrages im weiteren Verfahren 
Stel lung genommen werden.  

Gesundheit 

Wegen der  Nähe des Plangebietes zur vorhandenen Hochspannungstrasse is t  die 
26.  Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über elektromagnetische Felder -  26.  BImSchV) zu beachten.  

Im Auftrag 

Anlage:  Plan Grundwassermessstel le  
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GWMS 7224-024 
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